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Mit Lenherr
und Briner

Zwei Freundinnen für Afghanistan

Nach
Afghanistan
abgereist: Die
afghanische
Ärztin und
Menschenrechts-
beauftragte Sima
Samar (links) hat
nach ihrer
Berichterstattung
vor der Uno über
Darfour Vreni
Frauenfelder in
Schaffhausen
abgeholt.
(Foto:
Peter Pfister)

Schaffhausen. Seit über zwanzig
Jahren sind sie befreundet und ar-
beiten zusammen vor allem für die
Frauen und Mädchen Afghanis-
tans: Sima Samar, die Ärztin und
Menschenrechtsbeauftragte der
unabhängigen afghanischen Men-
schenrechtskommission, die in-
zwischen auch als Uno-Rappor-
teur für die Region Darfour im Su-
dan vor der Uno Bericht erstattet
und in eben dieser Mission vorige
Woche via Genf aus dem Sudan
zurückgekehrt ist und in Schaff-
hausen halt gemacht hat. Und die
Schaffhauserin Vreni Frauenfelder,
Gründerin der hiesigen Afghanis-
tan-Hilfe, die eng mit Sima Samars

Hilfswerk Shuhada zusammenar-
beitet, für das die Ärztin 2001 den
Paul-Grüninger-Preis erhalten hat,
und das zahlreiche Kliniken sowie
Mädchen- und Frauenbildungsins-
titute in Afghanistan und Pakistan
betreibt. Vreni Frauenfelder wird
auf ihrer aktuellen Reise zu den
Schaffhauser Projekten im nord-
und zentralafghanischen Gebiet
Hazarajat, das bis anhin von den
Angriffen der Taliban wie auch von
Selbstmordattentaten weitestge-
hend verschont geblieben ist,
Hilfsgüter und Geldmittel vertei-
len, das Gedeihen der Projekte
überprüfen und Kontakte mit den
Mitarbeitenden vor Ort pflegen.

Die eben erst von einer Operation
genesene achtzigjährige Vreni
Frauenfelder macht sich um sich
selbst keinerlei Sorgen – trotz der
immer unsicherer werdenden Situ-
ation vor allem  der Zufahrtswege
in Afghanistan. Was sie interes-
siert, sind ihre Projekte und das
Ergehen der Menschen in Afgha-
nistan. Sima Samar selbst verliert
mit der Rückkehr in ihre Heimat
jegliche Bewegungsfreiheit: Sie
muss sich seit Jahren wie eine Ge-
fangene bewachen lassen und
steht als liberale, unverschleierte
Muslimin sowie als Menschen- und
Frauenrechtlerin unter beständi-
ger Morddrohung.  (P. K.)

Schaffhausen. Nach
seiner Nominierung
als Präsident der Eco-
nomiesuise hat Gerold
Bührer bekannt gege-
ben, bei den nächsten
eidgenössischen Wah-
len nicht mehr anzu-
treten. Der Vorstand
der FDP hat inzwi-
schen bereits seinen
Kurs für die Wahlen in
die eidgenössischen
Parlamente bekannt
gegeben. Regierungs-
rat Hans-Peter Len-
herr stellt sich dabei
als Kandidat für die
Nationalratswahlen
zur Verfügung. Peter
Briner wird erneut für
den Ständerat kandi-
dieren. Wer zusammen
mit Hans-Peter Len-
herr in den National-
ratswahlkampf ziehen
wird, ist noch offen.
Die Ortsparteien wer-
den eingeladen, der
Findungskommission
Vorschläge zu unter-
breiten.

Lenherr hat in Aus-
sicht gestellt, bei einer
definitiven Nominie-
rung durch die Partei-
versammlung – unab-
hängig von einer Wahl
in den Nationalrat –
per Ende 2007 aus
dem Regierungsrat zu-
rückzutreten. Damit
würde noch vor den
eidgenössischen Wah-
len eine Ersatzwahl in
die Kantonsregierung
angesetzt. Eine Fin-
dungskommission der
FDP wird deshalb bis
Ende Jahr auch Ge-
spräche mit potenziel-
len Regierungsratskan-
didaten führen. Die SP
überlegt sich in der
Zwischenzeit, wen sie
für den verloren ge-
gangenen zweiten Sitz
im Regierungsrat no-
minieren will.  (az)

Jetzt kommt der doppelte Pukelsheim
Schaffhausen. Der Regierungsrat
schickt die Vorlage betreffend der
Anpassung des Wahlsystems für
den Kantonsrat in die Vernehmlas-
sung zu den politischen Parteien
und den Gemeinden. Dies wurde
notwendig, weil die Stimmberech-
tigten im Jahr 2004 die FDP-
Volksinitiative «60 Kantonsräte
sind genug» angenommen haben.
Auf die nächste Legislaturperiode
hin, also auf den 1. Januar 2009,
besteht der Kantonsrat demzufol-
ge nur noch aus 60 statt 80 Mit-
gliedern.

Der Regierungsrat hat sich für
die Methode des so genannt dop-
pelproportionalen Sitzzuteilungs-
verfahrens, besser bekannt unter
dem Namen doppelter Pukels-
heim, entschieden, wie Regie-
rungspräsident Hans-Peter Len-
herr und Staatsschreiber Reto Du-
bach gestern  mitteilten. Bei die-
sem System werden bei den Wah-
len zuerst alle im Kanton zu ver-
teilenden Sitze auf die Parteien
verteilt. Das heisst, die Wahlkreise
müssen künftig die ihnen zuste-
henden Sitze nicht mehr selbst

ausrechnen, sondern die Zahlen
am Wahlsonntag der Staatskanzlei
zustellen. Dort teilt man die so er-
mittelten Parteisitze auf die Listen
der Wahlkreise gemäss deren Be-
völkerungszahl auf. Von dem neu-
en Verfahren profitieren die klei-
nen Parteien, während die grossen
Parteien im künftigen Kantonsrat
eigentlich überproportional Sitze
verlieren werden. Die Vernehm-
lassung dauert bis zum 5. Dezem-
ber. Im kommenden Jahr findet –
nach der Debatte im Kantonsrat –
eine Volksabstimmung statt.   (ha.)


